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H erzlichen Dank dem catOrI­
Quartett des Brandenbur­
gischen staatsorchesters 

Frankfurt (Oder) für diese Einstimmung 
in den heutigen Festakt.
Meine sehr geehrten Damen und herren 
abgeordneten,
sehr geehrter herr Ministerpräsident,
lieber herbert Knoblich, lieber Manfred 
stolpe, schön, dass Ihr dabei sein könnt, 
sehr geehrter herr Prof. Dr. Klaus 
 Finkelnburg, 
herr Oberbürgermeister,
herr Kardinal, 
herr Bischof,
meine Damen und herren, liebe Gäste!

Ich begrüße sie alle recht herzlich 
zum heutigen Festakt zum Jahrestag 
der Verfassung. Und ehrlich gesagt, ich 
freue mich schon auf den Umzug in den 
neuen landtag Brandenburg, wo wir 
solche Veranstaltungen mit wesentlich 
mehr Platz organisieren können und 
eine viel bessere sitzordnung haben 
werden.

Insbesondere freue ich mich, dass 
heute die Präsidentin des Berliner 
 Verfassungsgerichts Frau sabine 
 schudoma unter uns ist, die ehemali­

gen Verfassungsgerichtspräsidenten 
Brandenburgs Dr. Macke, Monika 
Weisberg­schwarz, rüdiger Postier, 
die Verfassungsrichter des landesver­
fassungsgerichts, der langjährige 
landtagsvizepräsident Martin haber­
mann, ehemalige Mitglieder des Ver­
fassungsausschusses Martina schlan­
ke, Dr.  Peter­Michael Diestel,  Jürgen 
lüth und herzlich willkommen auch an 
herrn Dr. Bräutigam. Ebenso begrüße 
ich die schüler, die an dem Wettbe­
werb zum 20­jährigen Verfassungsjubi­
läum teilgenommen haben, die wir an­
schließend auszeichnen wollen. 

Und ein herzlicher Glückwunsch 
geht selbstverständlich an den neu ge­
wählten Präsidenten des Verfassungs­
gerichts herrn Jes Möller, herzlich will­
kommen. 

Im 20. Jubiläumsjahr haben wir 
 genügend Gründe, stolz zu sein auf die 
Verfassung. sie ist zwar noch sehr 
jung, aber vielleicht gerade deshalb 
besonders fortschrittlich und zeitge­
mäß. 

Gunter Fritsch
Präsident  
des landtages Brandenburg

landtagspräsident Gunter Fritsch
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Vor zwei Jahren, zum 20. Geburts­
tag des landes Brandenburg, haben wir 
festgestellt, dass die arbeit an dieser 
landesverfassung der schwerpunkt der 
ersten Wahlperiode war. Brandenburg 
war das erste land, das eine Verfassung 
verabschiedet hat von den neuen Bun­
desländern, und in der Volksabstim­
mung – wir haben das vorhin bereits ge­
hört – haben 94 % der Beteiligten für die 
Verfassung gestimmt. 

Ich freue mich schon besonders auf 
die Festrede von Prof. Dr. Klaus Finkeln­
burg, denn ihn kann man ja wahrhaftig 
als einen der Väter dieser Verfassung 
bezeichnen – ein titel, der auch vielen 
anderen hier im saal zusteht, ich will das 
gar nicht unterschlagen. sie wissen am 
besten, dass sich die rund 16 Monate 
andauernde parlamentarische Befas­
sung äußerst schwierig gestaltete, weil 
die Vorstellungen über den charakter ei­

ner Verfassung zwischen den Fraktionen 
weit auseinandergingen. Zeitzeugen von 
damals sitzen heute noch oder wieder 
im Brandenburger Parlament. Ich nenne 
einige Namen: Beate Blechinger, die 
sich damals auch sehr persönlich einge­
bracht hat, Matthias Platzeck, Britta 
stark, christoph schulze, Gerlinde 
stobrawa, andreas Kuhnert, stefan lud­
wig, alwin Ziel und Dr. helmut Markov, 
unser jetziger Finanzminister. 

trotz der sehr kontroversen und 
emotional geführten Diskussionen ge­
langte schließlich ein parteiübergreifen­
der Kompromiss, der die politische Kul­
tur entscheidend mitgeprägt hat und 
anlass zum Wort vom „Brandenburger 
Weg“ war. Ein rückblick auf diese aus­
einandersetzungen, die in der dritten le­
sung der landesverfassung ihren höhe­
punkt gefunden hat, ist aber allein zu 
kurz gegriffen. In den 20 Jahren haben 
wir diese Verfassung in der tat einem 
Praxistest unterzogen. sie ist kein star­
res Gebilde und keinesfalls dazu ver­
dammt, in den Bücherregalen zu ver­
stauben. Nein, wir haben es vorhin 
ähnlich bereits im Gottesdienst gehört, 
ein konsensualer Wertekatalog und all­
gemein akzeptierte Gebote sind die 
beste Grundlage für eine friedliche Ge­
meinschaft der Menschen miteinander.   

In einer eigens zum Jubiläum erar­
beiteten Festschrift des landtages zei­
gen wir auf, was unsere Verfassung so 
besonders macht. alle Fraktionsvorsit­
zenden, alle ehemaligen Präsidenten 
des Gerichts haben sich sofort bereiter­
klärt, mit einem Grußwort an dieser 
Festschrift mitzuwirken. – Dafür herzli­
chen Dank.

„In den 20 Jahren 
 haben wir diese Verfas­
sung in der Tat einem 
Praxistest unterzogen. 
Sie ist kein starres 
 Gebilde und keinesfalls 
dazu verdammt, in 
den Bücherregalen zu 
verstauben.“
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am 21. august, wenn der stab­
wechsel stattfindet, werden wir diese 
Broschüre vorstellen. an diesem tag 
wird sich der landtag mit einer festli­
chen Veranstaltung zum Wechsel an der 
spitze des Verfassungsgerichts bei rü­
diger Postier bedanken, ihn offiziell ver­
abschieden und Jes Möller einführen. 
Denn genau an diesem tag ist diese 
Verfassung in Kraft getreten vor 20 Jah­
ren.

Ich sagte es schon, unsere landes­
verfassung ist in ständiger Fortentwick­
lung. Ein Dokument, das für alle Men­
schen im land Maßstäbe setzt, 
aufgaben für legislative, Exekutive und 
Judikative festlegt und das Verhältnis 
zum Bund definiert und auch, was neu­
lich mal in einer Veröffentlichung offen­
bar zu Irritationen geführt hat, auch 
wenn die dort formulierten staatsziele 
nicht individuell einklagbar sind, so sind 
die doch bindend für den Gesetzgeber 
und die landesregierung, sich bei ihren 
Beschlüssen und Entscheidungen daran 
zu halten; denn auch das ist letzten En­
des einklagbar. Die Verfassung ist der 
Maßstab unseres handelns.

Zur Ehrlichkeit an einem solchen 
Feiertag gehört aber auch die Erkennt­
nis, dass der Gestaltungsspielraum der 
landesparlamente abzunehmen droht, 
und zwar in dem Maße, wie Befugnisse 

auf Bund oder Europäische Union über­
gehen. Wir sollten deshalb möglichst 
immer nach den richtigen schwerpunkt­
setzungen für unser land Brandenburg 
fragen und diese lösungen nicht im 
Parteienstreit untergehen lassen. 

Die wichtigsten Besonderheiten un­
serer Verfassung darf ich ganz kurz an­
reißen: als landtagspräsident sind mir, 
wen wundert es, die Bestimmungen 
über den parlamentarischen ablauf be­
sonders wichtig. Zwei möchte ich nen­
nen. Mit der regelung, dass die ausfer­
tigung der Gesetze nicht, wie in anderen 
Bundesländern zum teil, vom Minister­
präsidenten, sondern vom landtagsprä­
sidenten erfolgt, zeigt, dass die legisla­
tive das, was sie dann entschieden hat, 
auch selbst in Kraft setzten darf. Das 
finde ich gut. Sie werden es verstehen.

Die Vorgabe, dass die Opposition 
ein von der Verfassung garantiertes 
recht auf chancengleichheit besitzt, si­
chert die aufgabe unseres Parlaments, 
als Ort der repräsentation für alle Bran­
denburgerinnen und Brandenburger zu 
dienen.

auch die ausdrücklichen Gewähr­
leistungen unserer Verfassung, wie das 
Verbot der sexuellen Diskriminierung, 
recht auf Wohnraum, schutz von auf 
Dauer angelegten lebensgemeinschaf­
ten, weitreichende akteneinsichtsrechte 
und die tatsache, dass die Brandenbur­
ger abgeordneten nicht a priori Immuni­
tät genießen, sind auch schon erwäh­
nenswert. auch die festgeschriebene 
Verbundenheit mit unseren polnischen 
Nachbarn und der Minderheitenrechte 
der sorben sind eine Besonderheit die­
ser, unserer Verfassung. 

„Die Verfassung ist 
der Maßstab unseres 
 Handelns.“
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Wie man an den zunehmenden Peti­
tionen, Volksinitiativen, Unterschriften­
sammlungen sieht, lädt unsere Verfas­
sung die Bürger geradezu ein, an der 
Demokratie und den Entscheidungen im 
land mitzuwirken. Wir haben also allen 
Grund, stolz auf diese Verfassung zu 
sein, und wir haben allen Grund, dem 
rBB Dank zu sagen, der aus den tagen 
der Entstehung dieser Verfassung einen 
Kurzfilm zusammengeschnitten hat, den 
wir jetzt sehen werden.
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A lso, wer noch gezweifelt hat, 
dass 20 Jahre vergangen sind, 
der konnte das eben im Film 

sehr deutlich sehen.

Verehrter herr landtagspräsident, 
lieber herr Professor Finkelnburg, 
verehrter herr Präsident des landesver­
fassungsgerichtes,
lieber Dr. Manfred stolpe,
lieber Dr. herbert Knoblich,
liebe Verfassungsväter und ­mütter,
herr Kardinal,
herr Bischof,
herr Oberbürgermeister,
meine Damen und herren!

am 14. Juni 1992 haben die Bran­
denburgerinnen und Brandenburger, wir 
haben es gerade gesehen, in einem 
Volksentscheid mit überwältigender 
Mehrheit für ihre neue Verfassung, de­
ren 20. Jahrestag wir heute hier feiern, 
gestimmt. Neben dem heutigen Festakt 
im landtag und dem bereits vom land­
tagspräsidenten genannten schüler­
wettbewerb wird es weitere Veranstal­
tungen geben zur Würdigung des 
Verfassungsjubiläums. Es wird tage der 
offenen tür an den Gerichten des lan­
des geben, eine wissenschaftliche Kon­

ferenz am Montag in Frankfurt (Oder) an 
der Europa­Universität Viadrina, es wird 
Zeitzeugenveranstaltungen geben, und 
wir werden in den nächsten tagen aus 
anlass des Jahrestages der Verfassung 
auch den brandenburgischen landesor­
den – den roten­adler­Orden – an ver­
dienstvolle Bürgerinnen und Bürger ver­
leihen.

Die Verfassung wurde gemeinsam 
erarbeitet von abgeordneten aller im 
landtag vertretenen Parteien – auch 
das hat der Film sehr schön gezeigt, ob 
mit oder ohne Bauchschmerzen –, aber 
auch von repräsentanten wichtiger ge­
sellschaftlicher Gruppen und vielen ju­
ristischen sachverständigen. Einen wer­
den wir gleich hören. Er ist übrigens der 
Vater der Idee, dass der Ministerpräsi­
dent hier nicht so viel Macht kriegen 
soll. Dass nicht der Ministerpräsident 
die Gesetze ausfertigen soll, sondern 
der landtagspräsident. Der politische 
stil der Beratungen im Verfassungsaus­
schuss war – trotz anfangs äußerst kon­
troverser Positionen – durch die allen 

Ministerpräsident Matthias Platzeck

Matthias Platzeck
Ministerpräsident  
des landes Brandenburg
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ausschussmitgliedern eigene Bereit­
schaft zum ergebnisorientierten, konst­
ruktiven Meinungsaustausch und immer 
wieder auch zum Kompromiss, und das 
war in diesen 16 Monaten oft nötig, ge­
kennzeichnet.

Die Brandenburgerinnen und Bran­
denburger wurden umfassend in den 
Entstehungsprozess des Verfassungs­
entwurfs einbezogen und nutzten diese 
Möglichkeit auch intensiv. Wir haben da­
mals hunderte Kommentare und anre­
gungen bekommen, die beim Verfas­
sungsausschuss eingingen und die auch 
in den Beratungen berücksichtigt wur­
den. Ich glaube, es ist auch diese Form 
der aktiven Bürgerbeteiligung – lange 
übrigens vor den Piraten – die dazu ge­
führt hat, dass es am Ende eine hohe 
Identifikation mit dieser Landesverfas­
sung gegeben hat. Obwohl die Märker 
und die Märkerinnen an sich ja sehr kri­
tische Bürger sind, hat man das hier se­
hen können, dass sie mit ihrer Verfas­
sung sehr wohl auf gutem Fuße standen 
und stehen. 

Diese brandenburgische Verfassung 
knüpfte nicht nur an die freiheitlich­de­
mokratischen Verfassungstraditionen in 
Deutschland an, sondern sie bezog 
auch politische Zielstellungen ein, die 
aus der Programmatik der Bürgerbewe­
gung, aus der revolutionsbewegung 
vom herbst 1989, resultierten, wie z. B. 
individuelle Bürgerrechte, die auswei­
tung von Formen direkter Demokratie 
und auch die stärkere Berücksichtigung 
des schutzes der natürlichen Umwelt.

Denjenigen, die damals an den run­
den tischen gesessen haben und nun in 
Brandenburg politische Verantwortung 

übernommen hatten, war genau das 
wichtig: recht auf Mitbestimmung, auf 
Meinungsfreiheit selbstverständlich, 
aber auch die von regine hildebrandt 
noch einmal beschriebene und auch zu 
Recht relativierte Verpflichtung, darauf 
hinzuarbeiten, dass möglichst alle Men­
schen in arbeit kommen können und so­
zial gesichert leben. Ja, es war durchaus 
auch der Versuch damals anfang der 
90­er Jahre, etwas Eigenes zu schaffen: 
eine Kombination aus der Erweiterung 
der bereits im Grundgesetz garantierten 
Grundrechte und dem Erhalt von sozia­
len Errungenschaften. Und nicht nur am 
rande will ich erwähnen, dass auch ein 
Novum damals ganz bewusst eingegan­
gen wurde, nämlich die Beziehung zu 
unserem Nachbarland Polen in den Ver­
fassungsrang zu heben – die guten Be­
ziehungen zu unserem Nachbarland.

Meine Damen und herren, Zukunft 
braucht herkunft. Es ist gut und wichtig, 
dieses Wissen zu bewahren und weiter­
zugeben. Obwohl es uns, die vor 20 

„Diejenigen, die unsere 
Landesverfassung aus­
gearbeitet haben, wuss­
ten das neu errungene 
hohe Gut der Freiheit 
und der Freiheiten zu 
schätzen!“
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Jahren dabei gewesen sind, wie gestern 
vorkommt. Wir haben auf der herfahrt 
gerade mit Professor Finkelnburg über 
diese zwei Jahre noch einmal geredet 
und festgestellt, dass es schwierige, 
aber auch schöne Zeiten gewesen sind, 
wo die Welt nach vorne völlig offen war, 
Vieles möglich und noch nicht alles ge­
regelt war. aber es gibt inzwischen eine 
junge Generation, die herangewachsen 
ist, ohne die anfangsjahre unseres jun­
gen Bundeslandes aus eigenem Erleben 
zu kennen. Und deshalb ist es, wie ge­
sagt, wichtig, dieses Wissen zu bewah­
ren und weiterzugeben. 

Meine Damen und herren, diejeni­
gen, die unsere landesverfassung aus­
gearbeitet haben, wussten das neu er­
rungene hohe Gut der Freiheit und der 
Freiheiten zu schätzen! Vielleicht natürli­
cherweise, und Bischof Dröge hat das 
heute früh während des Gottesdienstes 
sehr schön formuliert, mehr als man­
cher, der keinen vormundschaftlichen 
staat erlebt hat bzw. nicht in ihm gelebt 
hat. Deshalb sollten wir den heutigen 
tag nutzen, um den Mitwirkenden aus 
allen im Parlament vertretenen Parteien, 
aber auch den repräsentanten der ge­
sellschaftlichen Gruppen und den sach­
verständigen im Verfassungsausschuss, 
von herzen Dank zu sagen für ihre ar­
beit! sie haben eine wirklich gute Ver­
fassung auf die Welt gebracht – vielen 
Dank dafür. 

Einige Zeitzeugen hat der landtags­
präsident in seiner rede schon nament­
lich genannt. Ich möchte noch einmal 
hans­Otto Bräutigam, den ersten Jus­
tizminister unseres landes Branden­
burg, hinzufügen. seine Erfahrung und 

sein rat als Jurist und erfahrener Politi­
ker haben ganz wesentlich zum Gelin­
gen des aufbaus einer unabhängigen 
Justiz im allgemeinen und der Verfas­
sungsgerichtsbarkeit im Besonderen in 
unserem lande beigetragen.

Meine Damen und herren, die bran­
denburgische landesverfassung enthält 
ein gut durchdachtes und fein austarier­
tes system der staatsorganisation und 
sie hat sich als praxistauglich erwiesen. 
Unsere Verfassung hat sich bewährt und 
das auch in unterschiedlichen Zeiten 
und politischen Konstellationen wie der 
ampelkoalition nach 1990, der absolu­
ten Mehrheit der sPD – so etwas hat es 
auch einmal gegeben – Mitte der 90­er 
Jahre, der sPD­cDU­Koalition über ein 
Jahrzehnt und dann der rot­roten Koali­
tion seit 2009. 

Ich glaube, wir können stolz sein auf 
unsere landesverfassung. Mit der aner­
kennung von Bürgerinitiativen im artikel 
21 und den politischen rechten auf In­
formation, anhörung, akteneinsicht und 
Verfahrensbeteiligung hat sie anstöße 
für die Weiterentwicklung von Demokra­
tie und sozialstaat gegeben.

In den Kontext der politischen Ge­
staltungsrechte gehören auch Formen 
der direkten Demokratie wie die Volksin­

„Wir alle sind aufge­
rufen, diese, unsere 
 Verfassung auch zu 
leben.“
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itiativen, Volksbegehren und Volksent­
scheide in den artikeln 76 bis 78. Dass 
die Verfassung kein starres Gebilde ist, 
sondern den Erfordernissen der Zeit an­
gepasst werden kann und darf, zeigt 
sich in der jüngsten Verfassungsände­
rung, die das hohe haus im Dezember 
2011 vorgenommen hat. Um die aktive 
politische Beteiligung junger Menschen 
zu erleichtern, hat der landtag be­
schlossen, das Mindestwahlalter bei 
Kommunal­ und landtagswahlen auf 16 
Jahre zu senken. angesichts der wach­
senden Bereitschaft der Bürgerinnen 
und Bürger, sich zu engagieren und im 
politischen Meinungsbildungsprozess 
Einfluss zu nehmen, wurden zeitgleich 
die hürden für die Beteiligung an Volks­
begehren gesenkt.

Meine Damen und herren, liebe 
Gäste, die landesverfassung ist neben 
dem Grundgesetz das rechtliche Funda­
ment unseres Gemeinwesens. Ich fand 
das übrigens sehr schön, dass eben im 
Film zu sehen war, dass hinrich Ender­
lein die Verfassung immer in der Ja­
ckentasche hat. Das zeigt, wie mit ihr 
gelebt wird. Mit den ihr zugrundeliegen­
den Wertvorstellungen wie Menschen­
würde, Demokratie und sozialer Gerech­
tigkeit gibt sie den Menschen in 
unserem lande Orientierung. Doch die­
ses Vademecum für jeden bewussten 
staatsbürger steht nicht nur auf dem 
Papier. Wir alle sind aufgerufen, diese, 
unsere Verfassung auch zu leben – 
 heute und in  Zukunft. Ich danke Ihnen.
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H  
err  Präsident des landtages, 
meine Damen und herren! 

Wenn man als Dritter oder, wenn ich 
den Gottesdienst dazu nehme, als fünf­
ter sprechen muss, hat man es schwer. 
Man kann eigentlich, heute fängt ja die 
Fußballeuropameisterschaft an, keine 
tore mehr schießen, sondern ist nur 
noch der ausputzer. Was wir heute Mor­
gen in der Nikolaikirche von Bischof Drö­
ge zur Verfassung von Brandenburg ge­
hört haben, hat eigentlich alles gesagt, 
was man zu dieser Verfassung sagen 
kann – besser geht es nicht. Ich könnte 
das nur mit eigenen Worten wiederholen 
und das ist sicherlich nicht der Grund, 
warum sie mich hier eingeladen haben. 

Zu hilfe gekommen ist mir allerdings 
der Film des rBB. Er hat gezeigt ­ und 
viele von Ihnen sind genauso wie ich 
Zeitzeugen und erinnern sich daran ­ 
wie kontrovers seinerzeit die Entstehung 
dieser brandenburgischen Verfassung 
gewesen ist. auf dieses thema rette ich 
mich jetzt und schildere Ihnen, wie es 
damals war und worum wir gestritten 
haben. 

Ich war erstaunt, als ich diesen Vor­
trag vorbereitet habe, was alles damals 

gewesen ist und was man längst ver­
gessen hat. Keine der Verfassungen der 
anderen neuen Bundesländer, die auch 
1992/1993 entstanden sind, war von 
derartigen auseinandersetzungen be­
gleitet wie die brandenburgische Verfas­
sung. Gestritten wurde vor allem um die 
Gestaltung der Grundrechte und die 
schon mehrfach zitierten staatszielbe­
stimmungen. Der Verfassungsentwurf, 
der dem landtag damals vorlag und der 
dann am 14. april 1992, also vor etwas 
mehr als 20 Jahren, in diesem saal 
schließlich verabschiedet wurde, enthielt 
Gedanken des runden tisches – der 
Ministerpräsident hat das schon eben 
angedeutet – und er sprach themen an, 
die seit Jahren Gegenstand der Verfas­
sungsdiskussion, der kontroversen Ver­
fassungsdiskussion, in der Bundesrepu­
blik waren. Indem die landesverfassung 
diese Diskussion aufgriff und ihre Er­
gebnisse teilweise übernahm, war der 
Verfassungsentwurf, war die Verfas­
sung, in vielem ihrer Zeit voraus. Dies 
löste zwangsläufig kritische Diskussio­

Prof. Dr. Klaus Finkelnburg

Prof. Dr.  
Klaus Finkelnburg
Präsident des Berliner  
Verfassungsgerichtshofes a. D.
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nen aus. letztlich aber, auch das wurde 
eben schon erwähnt, siegte der Wille 
des landtages, trotz aller Gegensätz­
lichkeiten, die wir ja sehr schön eben in 
dem Film gesehen haben, zu einem 
Kompromiss zu kommen. 

Keine Fraktion setzte alle ihre Wün­
sche durch. Jede Fraktion musste an 
der einen oder anderen stelle nachge­
ben. Zum schluss gab es weder sieger 
noch Besiegte. Und so kam schließlich 
im landtag die erforderliche Mehrheit 
zustande. Nur elf abgeordnete stimmten 
gegen die Verfassung und vier enthiel­
ten sich der stimme.

Zwei Monate nach der abstimmung 
hier im landtag, das ist in der nächsten 
Woche genau 20 Jahre her, haben dann 
die Bürgerinnen und Bürger des landes 
in der schon erwähnten Volksabstim­
mung der Verfassung mit überwältigen­
der Mehrheit zugestimmt. Wiederum 
zwei Monate später, am 20. august hat 
der damalige Präsident des landtages 
Dr. Knoblich die Verfassung unterzeich­

net. herbert Knoblich ist heute hier. Ich 
freue mich ganz besonders darüber, da 
wir seit Jahren enge Freunde sind. 

Meine Damen und herren, am fol­
genden tag, am 21. august 1992, trat 
dann die Verfassung in Kraft und seit 
dem 21. august 1992 bestimmt sie das 
staatliche leben des landes Branden­
burg. 

Die auseinandersetzungen um die 
neue Verfassung wurden nicht nur poli­
tisch, sondern vor allem mit staatsrecht­
lichen argumenten geführt. Denn der 
landtag war rechtlich wie alle Bundes­
länder bei seiner Verfassungsgebung an 
Vorgaben des Grundgesetzes gebun­
den. Durch den Beitritt der DDr zur 
Bundesrepublik war Brandenburg nicht 
nur als land wiedererstanden, es war 
zugleich ein land der Bundesrepublik 
geworden und damit dem Grundgesetz 
unterworfen. Die Verfassung des Bun­
des und die Bundesgesetze, das ist Ih­
nen allen bekannt, gingen dem recht 
des landes vor. Ich bringe das auf eine 
gängige staatsrechtliche Formel: Ein 
Bundesstaat muss verfassungsrechtlich 
homogen sein. Das ist eine der Grund­
bedingungen jeder bundesstaatlichen 
Ordnung. 

Ob der dem landtag zur Entschei­
dung vorliegende Verfassungsentwurf 
dem Gebot der homogenität mit dem 
Grundgesetz entsprach oder ob er mit 
seiner Modernität die Grenzen des 
Grundgesetzes sprengte, das war, auf 
den Punkt gebracht, der staatsrechtli­
che Kern des seinerzeitigen streites. 

Namhafte staatsrechtler und Bun­
despolitiker – zum teil sind sie heute 
vergessen – bezweifelten die Vereinbar­

„Keine der Verfassun­
gen der anderen neuen 
 Bundesländer (…) war 
von derartigen Ausein­
andersetzungen beglei­
tet wie die brandenbur­
gische Verfassung.“
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keit der Verfassung mit dem Grundge­
setz. Der Vorsitzende der gemeinsamen 
Verfassungskommission von Bundestag 
und Bundesrat, die nach der Wiederver­
einigung gebildet wurde, schrieb wenige 
tage vor der entscheidenden sitzung 
des landtages in einem Brief, der heute 
nur noch ein Dokument der Zeit ist, fol­
gendes: „Der Verfassungsentwurf ver­
stößt in mehrfacher hinsicht gegen Bun­
desrecht. Damit verstößt er gegen das 
homogenitätsgebot. Er verstößt weiter­
hin gegen den Vorrang des Bundes­
rechts. Es lässt sich leicht prophezeien, 
dass der Bund solche landesverfas­
sungsrechtlichen regelungen nicht hin­
nehmen wird, dass er beim Bundesver­
fassungsgericht klagen wird. Es bekäme 
der brandenburgischen Verfassung si­
cherlich sehr schlecht, wenn es inner­
halb kurzer Zeit zu einer verfassungsge­
richtlichen aufhebung mehrerer 
Bestimmungen der Verfassung käme.“

andere Kritiker, nicht hier aus dem 
haus, sondern von außen, sprachen von 
einem „schweren sündenfall“ Branden­
burgs gegen den Grundsatz der Bun­
destreue, und sie äußerten die Erwar­
tung, das Bundesverfassungsgericht 
werde die brandenburgische Verfas­
sung, das ist jetzt ein wörtliches Zitat, 
„vom tisch fegen“. Das waren, meine 
Damen und herren, da werden sie mir 
zustimmen, schon starke Worte aus 
dem Mund angesehener staatsrechtler 
und gewichtiger Bundespolitiker. 

heute, 20 Jahre später, können wir 
feststellen, dass keine dieser furchterre­
genden Prophezeiungen eingetreten ist. 
Der Bund hat nicht beim Bundesverfas­
sungsgericht gegen die brandenburgi­

sche Verfassung geklagt. Er hat es nicht 
einmal, wie wir heute wissen, ernsthaft 
erwogen, und das Bundesverfassungs­
gericht hat natürlich die brandenburgi­
sche Verfassung nicht „vom tisch ge­
fegt“. 

Die verfassungsrechtlichen Beden­
ken der neunziger Jahre sind heute ver­
stummt und vergessen. Nur Zeitzeugen, 
viele sind hier im saal, erinnern sich 
noch an sie. 

Brandenburg kann sich heute un­
widersprochen rühmen, eine in die Zu­
kunft weisende Verfassung zu besitzen. 
sie wird vielfach als die modernste 
deutsche landesverfassung bezeichnet. 
Ich möchte Ihnen dies an einigen weni­
gen Beispielen exemplarisch zeigen. 
Mehr lässt meine Zeit leider nicht zu. 

schon die art und Weise, wie die 
brandenburgische Verfassung geschaf­
fen wurde, wo, wie gesagt, viele von Ih­
nen dabei waren und ich auch, war ihrer 
Zeit voraus. Was seit „stuttgart 21“ bun­
desweit diskutiert wird, die breite Betei­
ligung der Bürgerinnen und Bürger an 
existenziellen Projekten, das wurde in 
Brandenburg damals bereits praktiziert. 

„Brandenburg kann sich 
heute unwidersprochen 
rühmen, eine in die 
Zukunft weisende Ver­
fassung zu besitzen.“
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Bereits das Gesetz zur Erarbeitung 
einer Verfassung, das der landtag etwa 
drei Monate nach Gründung des landes 
Brandenburg beschlossen hatte, also 
noch im Dezember 1990, bestimmt aus­
drücklich, und jetzt zitiere ich: „die Bür­
gerinnen und Bürger umfassend in die 
Erarbeitung und Diskussion der Verfas­
sung einzubeziehen.“ Das Gesetz legte 
die einzelnen schritte zur schaffung der 
Verfassung fest und setzte für jeden die­
ser schritte Fristen, die auch im Großen 
und Ganzen eingehalten worden sind. 
Ich sage ein wenig süffisant, was da­
mals in Brandenburg noch selbstver­
ständlich war. 

als erster schritt der Verfassungsge­
bung wurde vom landtag ein ausschuss 
berufen, um einen Verfassungsentwurf 
zu erstellen. Der Präsident hat vorhin die 
Namen der ausschussmitglieder, die hier 
sind, genannt. Er bestand aus 15 abge­
ordneten des landtages und aus 15 
nicht parlamentarischen  Mitgliedern. 
Durch diese Zusammen setzung sollte, 
wie Präsident Knoblich damals schrieb, 
die Wahrung der Inter essen aller teile der 
Bevölkerung des landes gesichert wer­
den. Obwohl ich damals Mitglied des ab­
geordnetenhauses von Berlin war, gehör­
te ich diesem ausschuss als nicht 
parlamentarisches Mitglied und dann als 
Vorsitzender des Unterausschusses 
staatsorganisation an. 

Vorsitzender des anderen Unteraus­
schusses, der für Grundrechte und 
staatsziele zuständig war, war helmut 
simon – langjähriger richter des Bun­
desverfassungsgerichts. 

Der ausschuss erstellte in äußerst 
intensiver arbeit ein Verfassungsent­

wurf, der dann, auch das ist ein Novum 
in Deutschland, im Gesetz­ und Verord­
nungsblatt als Entwurf veröffentlicht 
wurde. Die Bürgerinnen und Bürger wur­
den vom Präsidenten des landtags auf­
gefordert, sich rege an der Diskussion 
über diesen Verfassungsentwurf zu be­
teiligen und Vorschläge und hinweise an 
den Verfassungsausschuss zu richten. 
auch das wurde vorhin schon einmal er­
wähnt. 

rund 400 Briefe erreichten den 
ausschuss, der sie auswertete und eine 
überarbeite Fassung erstellte, die dann 
an den landtag ging. Viele der Briefe 
enthielten wertvolle anregungen. Einer 
der Briefe, den ich jetzt etwas näher er­
wähnen möchte, kritisierte heftig die im 
Verfassungsentwurf vorgesehene, allge­
mein übliche Immunität der landtags­
abgeordneten. Er verstand sie völlig 
falsch, nämlich als Freibrief zum straflo­
sen Begehen strafbarer handlungen 
durch abgeordnete. 

In Wirklichkeit ist natürlich, wie sie 
wissen, Immunität nur das Gebot, vor 
strafverfolgungsmaßnahmen gegen ei­
nen abgeordneten die Genehmigung 
des landtages einzuholen, damit die 
Funktionsfähigkeit des landtages nicht 
gefährdet wird. Diese Kritik und das ek­
latante Missverständnis dieses Bürgers 
veranlasste mich als den Vorsitzenden 
des zuständigen Unterausschusses zu 
der Überlegung, ob eine Immunität der 
abgeordneten in unserer Zeit überhaupt 
noch erforderlich ist. Denn anders als im 
19. Jahrhundert, wo die staatsmacht, 
die den Parlamenten kritisch gegen­
überstand, rechtzeitig vor den sitzun­
gen, die ein­ oder zweimal im Jahr nur 
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stattfanden, einen teil der abgeordne­
ten wegfing, um das Parlament arbeits­
unfähig zu machen, muss in unserer Zeit 
mit solchem „Wegfangen“ von abgeord­
neten nicht mehr gerechnet werden. Ob­
wohl, meine Damen und herren, dies 
ganz so fern doch nicht ist, wenn sie an 
die reichstagssitzung nach dem 
reichstagsbrand denken. Damals gab 
es noch Immunität, und doch wurden 
die kommunistischen abgeordneten 
verhaftet und der reichstag mit seiner 
braunen Mehrheit stimmte zu. Da sehen 
sie, dass es nicht nur auf Verfassungs­
worte ankommt, sondern auch darauf, 
dass radikale nicht in einem Parlament 
sitzen. Das ist etwas ganz Wichtiges. In­
sofern kann man in der tat aus der Ge­
schichte dieser Jahre 1932/1933 vieles 
lernen, auch für unseren Umgang mit 
radikalen, der eben ein entschiedener 
sein muss.

Meine Damen und herren, der 
landtag folgte dann meinen Überlegun­
gen und die brandenburgische Verfas­
sung verzichtet als einzige deutsche 
landesverfassung auf die Immunität ih­
rer abgeordneten. In Brandenburg kann 
jeder abgeordnete, der eine strafbare 
handlung begeht, so wie jeder andere 
Bürger auch, strafrechtlich verfolgt und 
vor Gericht gestellt werden, ohne dass 
der landtag zuvor um Genehmigung ge­
fragt werden muss. Der landtag hat le­
diglich die Möglichkeit, wenn die Inhaf­
tierung oder das Verfahren dieses einen 
abgeordneten konkret die arbeiten des 
landtages beeinträchtigen, eine Unter­
brechung der strafverfolgung zu verlan­
gen. Ich glaube, bisher ist es noch nie 
dazu gekommen. 

Meine Damen und herren, im an­
schluss an den überarbeiten Entwurf 
dieses gemeinsamen ausschusses be­
gann dann der landtag seine Beratun­
gen, die äußerst kontrovers waren, wie 
sie schon gehört haben, und die dann 
schließlich am 14. Juni 1992 zur annah­
me der Verfassung führten. Den letzten 
akt der Entstehung der Verfassung bil­
dete die bereits erwähnte Volksabstim­
mung, in der die Bürgerinnen und Bür­
ger des landes Brandenburg das, und 
das ist wichtig, letzte und verbindliche 
Wort zu dieser Verfassung hatten. Ohne 
das Votum der Bürgerinnen und Bürger 
wäre die vom landtag beschlossene 
Verfassung nicht in Kraft getreten. 

anders als das Grundgesetz und 
anders als die Verfassungen vieler an­
derer Bundesländer bezieht die Verfas­
sung des landes Brandenburg damit 
ihre legitimität unmittelbar aus dem Vo­
tum der Bürgerinnen und Bürger des 
landes. Meine Damen und herren, de­
mokratischer geht es nicht. 

auch in ihren Elementen der direk­
ten Demokratie war und ist die branden­
burgische Verfassung vorbildlich. 
1989/1990 war „direkte Demokratie“ ein 
zentrales thema des runden tisches. 
Brandenburg griff die Überlegungen auf 
und durch – das haben wir auch schon 
gehört – Volksinitiative, an der sich in 
Brandenburg übrigens alle Einwohner, 
nicht nur die deutschen Einwohner, be­
teiligen können, ist es möglich, dem 
landtag themen zur Beratung sowie 
Gesetzentwürfe zu unterbreiten. stimmt 
der landtag einem vom Volk unterbrei­
teten Gesetzentwurf nicht zu, kann ein 
Volksbegehren stattfinden, an dem dann 
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allerdings nur noch die Bürgerinnen und 
Bürger mit deutscher staatsangehörig­
keit teilnehmen können. Wenn diesem 
Volksbegehren, und darum geht es mir 
jetzt, mindestens 80.000 stimmberech­
tigte zustimmen, dann öffnet es den 
Weg zu einem Volksbegehren und, falls 
der landtag das Gesetz nicht doch 
noch verabschiedet, zu einer Gesetzge­
bung durch das Volk.  

80.000 stimmen sind natürlich eine 
hohe hürde, aber in anderen Bundes­
ländern ist diese hürde wesentlich hö­
her. In Mecklenburg­Vorpommern sind 
es 140.000 stimmen, in sachsen­anhalt 
250.000 stimmen und in sachsen, das 
natürlich größer ist, 450.000 stimmen, 
und die alten Bundesländer fordern 
überwiegend ein Quorum von einem 
Zehntel der Wahlberechtigten, was 
ebenfalls wesentlich mehr ist als die al­
les in allem bürgerfreundlichen 80.000 
stimmen in Brandenburg. auch diese 
niedrige brandenburgische Quote war 
seinerzeit ein Punkt der Kritik und Ge­
genstand verfassungsrechtlicher Be­
denken. Inzwischen ist auch diese Kritik 
verstummt. andere Bundesländer sind 
auf dem Weg, ihre Quoten zu senken 
und damit der direkten Demokratie mehr 

raum zu geben. Brandenburg hat hier­
für beispielgebend gewirkt. 

auch wenn Volksinitiativen den re­
gierenden vielleicht nicht immer gelegen 
sind, weil sie themen aufgreifen, die kri­
tisch sind, gilt auch hier das Wort Willy 
Brandts: „Mehr Demokratie wagen.“

Kurzum: Die brandenburgische Ver­
fassung ist eine demokratiefreundliche 
Verfassung, entstanden unter aktiver 
Mitwirkung des Volkes, und sie will, 
dass das Volk am politischen Gesche­
hen beteiligt bleibt, nicht nur alle fünf 
Jahre, wenn ein neuer landtag gewählt 
wird. Die Bürgerinnen und Bürger sollten 
sich dessen bewusst sein. Und ich füge 
von mir aus hinzu: auch die Mitglied­
schaft in einer politischen Partei ist ein 
Weg, sich einzubringen in die Verant­
wortung für das Ganze und teilzuneh­
men an der politischen Gestaltung des 
landes. ausdrücklich gewährt die lan­
desverfassung den Parteien und Bür­
gerbewegungen die Freiheit der Mitwir­
kung an der politischen Willensbildung.

Meine Damen und herren, ein wich­
tiger Punkt, weil er so oft angesprochen 
worden ist und weil er tatsächlich 
höchst kritisch in seiner Zeit gesehen 
wurde, sind die staatszielbestimmun­
gen, die die brandenburgische Verfas­
sung in reichem Maße enthält, weit zahl­
reicher, als jede andere landes  ver ­ 
fassung der alten oder der neuen Bun­
desländer. sie waren seinerzeit ein zent­
raler Gegenstand der aus einander­
setzungen. Was ist, meine  Damen und 
herren, unter einer staats ziel bestim­
mung zu verstehen? Es wurde vorhin in 
dem Film schon einmal richtig gesagt: 
staatszielbestimmungen enthalten 

„Die  brandenburgische 
Verfassung ist eine 
 demokratiefreundliche 
Verfassung.“
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Grundsätze und richtlinien für das 
staatliche handeln. 

Ich gebe Ihnen ein Beispiel: Wenn 
es im artikel 39 der brandenburgischen 
Verfassung heißt: Die staatliche Umwelt­
politik habe auf den sparsamen Ge­
brauch und die Wiederverwendung von 
rohstoffen sowie auf die sparsame Nut­
zung von Energie hinzuwirken – hinzu­
wirken ist immer gewissermaßen das 
sprachliche Indiz eines staatsziels –, 
dann ist dies eine für landesregierung 
und landtag verbindliche staatszielbe­
stimmung. Diese Verbindlichkeit unter­
scheidet die staatszielbestimmungen 
etwa von den politischen Programmen 
der Parteien, die rechtlich, nicht poli­
tisch, völlig unverbindlich sind, selbst 
dann, wenn sie Eingang in eine Koaliti­
onsvereinbarung gefunden haben und 
fortan wie Glaubenssätze behandelt 
werden. Einklagbar, das haben wir vor­
hin gehört in dem Film, sind staatsziel­
bestimmungen für die Bürgerinnen und 
Bürger nicht. anders die Grundrechte. 
Die Grundrechte sind dazu bestimmt, 
die Bürgerinnen und Bürger vor Eingrif­

fen der staatsgewalt zu schützen. sie 
setzen dem staat keine verbindlichen 
Ziele, sondern sie begrenzen die staats­
gewalt. Werden die Grundrechte von der 
staatsgewalt verletzt, kann der Bürger 
rechtsschutz in anspruch nehmen.

Natürlich, meine Damen und her­
ren, kann man sich fragen, und es ist 
auch damals gefragt worden, ob staats­
zielbestimmungen nicht in Kollision ge­
raten mit dem Demokratieprinzip. Denn 
jede landesregierung, gleich welcher 
couleur und jeder landtag, gleich wel­
cher Zusammensetzung, ist den in der 
Verfassung festgelegten staatszielen 
verpflichtet und hat sie als Handlungs­
maxime zu beachten. Durch landtags­
wahlen herbeigeführte politische rich­
tungsänderungen, die man gelegentlich 
erlebt , stoßen dann möglichweise auf 
Grenzen für angestrebte Veränderun­
gen; denn der alte wie der neue land­
tag, die alte wie die neue landesregie­
rung sind den gleichen staatszielen 
verpflichtet. In der Realität zerstreuen 
sich diese Bedenken. schon der Um­
stand, dass jeder landtag und jede lan­
desregierung in eigener Verantwortung 
entscheidet, in welcher Weise und in 
welchen Zeiträumen und mit welcher In­
tensität sie die staatsziele der landes­
verfassung verwirklichen will, gewährt 
den verschiedenen regierungen und 
landtagen spielraum. außerdem han­
delt es sich bei den staatszielen der 
brandenburgischen Verfassung, was 
seinerzeit, glaube ich, sehr übersehen 
wurde, wohl ausnahmslos um staatszie­
le, die als solche heute allgemein und 
über Parteigrenzen hinweg anerkannt 
sind, auch wenn sie in den meisten Bun­Blick auf das auditorium.
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desländern nicht in der Verfassung ver­
ankert sind. 

Ich gebe Ihnen Beispiele: Das 
staatsziel etwa, dass hausarbeit, Kin­
dererziehung, häusliche Pflege Bedürfti­
ger und Berufsarbeit gleich zu erachten 
und damit auch gleich zu bewerten sind 
oder das staatsziel der anerkennung 
der selbstständigkeit von Kindern und 
Jugendlichen entsprechend ihrer wach­
senden Einsichtsfähigkeit sind heute all­
gemein anerkannt. Gleiches gilt für das 
staatsziel der Förderung der Bildung 
und, ganz wichtig, der Förderung der 
Weiterbildung, für das staatsziel der 
Förderung der Kunst, des kulturellen le­
bens, des kulturellen Erbes. sie alle sind 
unstreitig. Über ihre Berechtigung be­
steht Einigkeit in staat und Gesellschaft.

Besonders deutlich wird die allge­
meine akzeptanz bei den staatszielbe­
stimmungen mit sozialem hintergrund. 
sie zeigen zugleich die Modernität der 
brandenburgischen Verfassung. Denn 
1992 war manches von dem, was die 
Verfassung als soziale Ziele setzte, noch 
nicht teil des allgemeinen Bewusst­
seins. auch da liegt einer der Gründe für 
den erbitterten streit. heute ist vieles 
von dem, was damals kühn in die bran­
denburgische Verfassung geschrieben 
wurde, selbstverständlich. Ich zitiere 
auch hier ein Beispiel aus der Verfas­
sung: „Das Land ist verpflichtet“, so 
heißt es im artikel 45, „im rahmen sei­
ner Kräfte für eine Verwirklichung des 
rechts auf soziale sicherung bei Krank­
heit, Unfall, Invalidität, Behinderung, 
Pflegebedürftigkeit und im Alter zu sor­
gen.“ „soziale sicherung“, so heißt es in 
der landesverfassung, „soll eine men­

schenwürdige und eigenverantwortliche 
lebensgestaltung ermöglichen“. 

Ich komme noch einmal auf die feh­
lende Einklagbarkeit zurück, die ja auch 
vorhin in dem Film gerügt wurde. Dem 
von Behinderung oder Pflegebedürftig­
keit betroffenen Bürger hilft die eben 
 zitierte staatszielbestimmung allein na­
türlich nicht unmittelbar weiter, da sie für 
ihn nicht einklagbar ist. Gleiches gilt üb­
rigens für das recht auf arbeit und das 
recht auf Wohnung. staatszielbestim­
mungen sind nicht einklagbar, aber 
wichtige politische Ziele für landtag und 
für die landesregierung.

staatszielbestimmungen, die nicht 
einklagbar sind, begründen vielleicht so­
gar Erwartungen, die dann enttäuscht 
werden. aber losgelöst von dem konkre­
ten Einzelfall sind sie wichtige soziale 
Vorgaben für die Politik des landes. Es 
ist im rahmen dieses Festvortrags nicht 
möglich, Ihnen im Einzelnen aufzuzei­
gen, was das land mit Blick auf diese 
staatsziele in den vergangenen 20 Jah­
ren alles unternommen hat. Viele dieser 
staatszielbestimmungen sind heute, ich 
erwähnte das bereits, als allgemeine so­
zialpolitische Ziele in der Bundesrepub­
lik anerkannt oder gar selbstverständ­
lich. aber auch, wenn sie sich längst 
durchgesetzt haben, bedeutet die Erklä­
rung zur staatszielbestimmung für das 
land nach wie vor eine verfassungs­
rechtliche aktuelle Pflicht zur Verwirkli­
chung. landesregierung und landtag 
müssen die staatsziele stets als richt­
punkt ihres handelns im auge behalten. 
Deswegen fand ich das auch so schön 
im Film vorhin, dass herr Enderlein die 
brandenburgische Verfassung in der ta­
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sche trug. Die älteren von Ihnen kennen 
es vielleicht, die jüngeren werden es 
jetzt kennenlernen, das berühmte Wort 
von hermann höcherl, Bundesinnenmi­
nister in den 70­er Jahren, dem vorge­
worfen wurde, eine handlung des Bun­
desinnenministeriums verletze das 
Grundgesetz und der draufhin erklärte, 
er könne nicht den ganzen tag das 
Grundgesetz unter dem arm tragen. 
herr Enderlein hatte offenbar diese Be­
merkung im Kopf gehabt, er darauf hin­
wies, er trage die brandenburgische 
Verfassung in der tasche.

Im komme zum allerletzten Punkt. 
Bei den Grundrechten ist die landes­
verfassung weniger originär als bei den 
staatszielbestimmungen. Denn hier ist 
das Feld durch Grundrechte des Grund­
gesetzes bereits weitgehend bereitet 
und abgesteckt. Die Grundrechte des 
Grundgesetzes gelten auch für Bran­
denburg, gelten auch für die Bürgerin­
nen und Bürger des landes und auch 
gegenüber der brandenburgischen 
staatsgewalt. Dies ist in allen anderen 
Bundesländern ebenso. Deswegen ha­

ben eine reihe von alten Bundesländern 
auf eigene Grundrechte verzichtet und 
setzen ausschließlich auf die rechte des 
Grundgesetzes.

In Brandenburg hat die landesver­
fassung diese Grundrechte, deren Wur­
zeln im Grundgesetz und teilweise noch 
viel früher liegen, nämlich in der Pauls­
kirchenverfassung, fortentwickelt, indem 
sie sie präzisiert hat. Ich möchte Ihnen 
das an einigen Grundrechten zeigen, die 
ich Ihnen jetzt einfach vorlese. 

Da heißt es in der brandenbur­
gischen Verfassung: 

• Jeder schuldet jedem die anerkennung 
seiner Würde. 

• Jeder hat das recht auf achtung sei­
ner Würde im sterben.

• Kinder haben als eigenständige Perso­
nen ein recht auf achtung ihrer Würde

• Niemand darf grausamer, unmenschli­
cher, erniedrigender Behandlung aus­
gesetzt werden.

• Niemand darf ohne seine freiwillige 
und ausdrückliche Zustimmung medi­
zinischen oder wissenschaftlichen Ver­
suchen unterworfen werden.

• Festgehaltene Personen dürfen weder 
körperlich noch seelisch misshandelt 
oder schikanen ausgesetzt werden.

Das Bundesverfassungsgericht 
könnte jeden dieser sätze der branden­
burgischen Verfassung aus den Grund­
rechten des Grundgesetzes entwickeln 
oder ableiten. aber für den juristisch 
nicht geschulten Bürger sind die Grund­
rechte des Grundgesetzes in ihrem sehr 

„Die Bürgerinnen und 
Bürger können im 
Grundrechtsteil der 
brandenburgischen 
 Verfassung lesen fast 
wie in einem Buch.“
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komprimierten Gehalt nur schwer ver­
ständlich. Einer meiner staatsrechtsleh­
rer pflegte zu sagen: „Die Grundrechte 
des Grundgesetzes sind traditionell kurz 
und dunkel.“ Daher sind die Konkretisie­
rungen der Grundrechte in der landes­
verfassung verdienstvoll. sie sind an­
ders als die kurzen sätze des 
Grundgesetzes ohne Weiteres verständ­
lich. Die Bürgerinnen und Bürger können 
im Grundrechtsteil der brandenburgi­
schen Verfassung lesen fast wie in ei­
nem Buch. sie können verstehen, um 
was es geht, und sie wissen dadurch um 
den schutz, den ihnen die Verfassung 
gewährt. Eine solche Verfassung, meine 
Damen und herren, verdient die Zunei­
gung ihrer Bürger und dem landtag ge­
bührt Dank, dass er dem land eine so 
bürgernah formulierte Verfassung gege­
ben hat.

Noch Vieles ließe sich zum lobe der 
brandenburgischen Verfassung anfüh­
ren, aber ich muss hier abbrechen, da 
die Zeit drängt. Nur eine Verfassungsbe­
stimmung möchte ich zum schluss noch 
erwähnen, die seinerzeit die allgemeine 
Zustimmung aller Parteien – rechts, links 
und Mitte ­ gefunden hat. Es ist der arti­
kel 4. Dort heißt es: „Das landeswap­
pen ist der rote märkische adler auf wei­
ßem Feld.“

auch der rote adler genießt damit 
den schutz der landesverfassung. Nur 
durch ein verfassungsänderndes Gesetz 
könnte er seinen status als durch die 
Verfassung geschütztes Wappentier des 
landes verlieren. Dazu wird es, wenn 
ich so in Ihre Gesichter schaue, mit si­
cherheit nicht kommen. Friedvolle Zeiten 
vorausgesetzt, die wir uns alle wün­

schen, wird der rote adler noch hoch 
über Brandenburg fliegen, wenn sich 
der landtag zum nächsten Verfassungs­
jubiläum, dem 25. oder dem 50., ver­
sammelt. Dies wird dann allerdings an 
anderer stelle sein, wie ich einmal kühn 
und mutig prognostiziere. 

Meine Damen und herren, die Ver­
fassung des landes Brandenburg wird 
sich auch dann, wenn sie sich im neuen 
landtag zum nächsten Jubiläum ver­
sammeln, rühmen können, die wohl fort­
schrittlichste der neuen landesverfas­
sungen zu sein. Vieles von dem, was die 
landesverfassung an Grundrechten und 
staatszielbestimmungen vorausschau­
end und zuweilen geradezu visionär for­
muliert hat, ist heute allgemeingut und 
wird es beim nächsten Jubiläum in noch 
größerem Maße sein. Die brandenburgi­
sche Verfassung, dieses Urteil lassen 
die verflossenen 20 Jahre zu und der 
landtagspräsident hat das vorhin auch 
schon so gesehen, hat sich bewährt. 
Einzelne ihrer Vorschriften haben über 
die landesgrenzen hinaus die Verfas­
sungswirklichkeit in der Bundesrepublik 
positiv beeinflusst. Die brandenburgi­
sche Verfassung hat sich entgegen aller 
Unkenrufe als eine tragfähige Grundlage 
für das land Brandenburg erwiesen. 
Brandenburg ist, und das ist mein letzter 
satz, mit ihr in „guter Verfassung“.
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M eine Damen und herren, ich 
glaube, es ist dem Professor 
Finkelnburg etwas gelungen, 

was wir gar nicht so erwartet haben 
nach seiner ankündigung, nämlich nicht 
nur mich, sondern ich glaube den gan­
zen saal zu überzeugen, dass man 
selbst als fünfter redner erste liga 
spielen kann. herzlichen Dank dafür.

Meine Damen und herren, sehr ge­
ehrte Gäste, ich rufe tagesordnungs­
punkt 8 auf: die auszeichnung im schü­
lerwettbewerb.

Der landtag hat im vergangenen 
herbst mit dem landesverfassungsge­
richt, dem Ministerium der Justiz und 
dem Ministerium für Bildung, Jugend 
und sport einen Wettbewerb rund um 
die Brandenburger landesverfassung 
ausgelobt. 

Es gab insgesamt sieben unter­
schiedliche Projektaufgaben, die an­
knüpfungspunkte auf geschichtlicher, 
politischer und künstlerisch­kreativer 
Ebene boten und offensichtlich ist diese 
auslobung auf großes Interesse gesto­
ßen; denn wir haben 74 arbeiten einge­
reicht bekommen. Das ist nicht bei je­
dem Wettbewerb so und freut uns 
deshalb besonders. Ich freue mich 

 heute, die Vertreter der Preisträgerinnen 
und Preisträger der beiden ersten lan­
despreise auszeichnen zu dürfen; denn 
die leistungsdichte in der spitze war so 
dicht, dass die Jury sich nicht entschei­
den konnte, nur eins, zwei, drei zu sa­
gen, sondern sie hat gleich zwei Mal 
eins gesagt. Das kommt den arbeiten, 
glaube ich, auch sehr entgegen. Das 
war sehr spannend, auch für die Jury, zu 
beobachten, bis die ersten arbeiten ein­
gingen und wie sie eingingen, sich die 
Frage selber zu beantworten oder darü­
ber nachzudenken, was kann man denn 
von schülern zum thema Brandenbur­
ger landesverfassung erwarten. sie ha­
ben in der regel den Entstehungspro­
zess nicht miterlebt, so wie wir eben 
noch einmal. sie haben auch den Ver­
gleich mit den Zuständen in der DDr 
nicht, das macht es auch schwierig. sie 
müssen sich also damit intensiv befas­
sen, sich einlesen, richtig Geschichte 
betreiben, um zu begreifen, worum es 
dabei geht. Und sie haben bewiesen, 

Gunter Fritsch
Präsident  
des landtages Brandenburg

landtagspräsident Gunter Fritsch (l.) dankt Prof. Dr. 
Klaus Finkelnburg für die gehaltene Festansprache.
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rechtes auf freie Entfaltung der Persön­
lichkeit. Wir gratulieren herzlich dazu. 

Ein weiterer erster landespreis geht 
an die arbeitsgemeinschaft Geschichte/
Politische Bildung der Grundschule 
Plessa. Diese schülerinnen und schüler 
haben virtuell ein schiffbruch erlitten 
und sich zum Glück auf eine unentdeck­
te Insel flüchten können. Dann war na­
türlich guter rat teuer und sie haben 
sich gefragt, wie das Zusammenleben 
zu gestalten sei. Entstanden ist ein klei­
ner schatz, den die schülerinnen und 
schüler deshalb auch passend in eine 
schatzkiste verpackt haben, nämlich ein 

dass das gelingen kann, sich die not­
wendigen Kenntnisse praktisch und 
 theoretisch anzueignen und in eigenen 
arbeiten darzustellen. 

Ich darf jetzt zur Übergabe der Prei­
se die Beteiligten nach vorne bitten: die 
Vizepräsidentin des landesverfassungs­
gerichtes Frau Nitsche, die Ministerin für 
Bildung, Jugend und sport Frau Dr. 
Münch und den Justizminister. Wir wer­
den also gemeinsam jetzt die Preisträ­
ger auszeichnen. Ich darf ein paar Worte 
zum ersten landespreis sagen, er geht 
an anna Katharina stroh, Eddie Berres­
heim und alexander randow aus der 
Klasse 9 b des leonardo­da­Vinci­cam­
pus in Nauen. Das ist überhaupt eine 
ganz aktive truppe in Nauen. Bitte 
kommt nach vorn. 

Die drei haben eine illustrierte und 
leicht verständliche Einführung in die 
aus ihrer sicht wichtigsten Inhalte der 
landesverfassung erarbeitet, etwa zu 
der Bedeutung und den Grenzen des 

landtagspräsident Gunter Fritsch, Bildungsminis­
terin Dr. Martina Münch und Kerstin Nitsche, Vize­
präsidentin des Verfassungsgerichtes des landes 
Brandenburg, überreichen die siegerurkunden an 
die Preisträger anna Katharina stroh, alexander 
randow und Eddie Berresheim (v. l. n. r.).

V. l. n. r.: landtagspräsident Gunter Fritsch, Bildungs­
ministerin Dr. Martina Münch, Norbert Wellbrock, 
leiter der Grundschule Plessa; Justizminister Dr. 
Volkmar schöneburg; Kerstin Nitsche, Vizeprä­
sidentin des Verfassungsgerichtes des landes 
Brandenburg.
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eigener gut durchdachter Katalog von 
Verhaltensregeln. Darunter ein Diskrimi­
nierungsverbot: „Niemand darf benach­
teiligt werden!“; aber auch Zielbestim­
mungen für die Inselgemeinschaft wie 
„Natur und Umwelt zu schützen, ist im 
Interesse aller.“ 

Die schüler haben das große 
„Pech“, auf einer abschlussfahrt im Zit­
tauer Gebirge zu sein. Wir gönnen es ih­
nen aber gerne, und deshalb darf ich 
stellvertretend den schulleiter nach vor­
ne bitten, herrn Norbert Wellbrock, zur 
Entgegennahme der Urkunden. 

so, meine Damen und herren, jetzt 
war ja schon ein paar Mal von unserer 
Perspektive die rede, nämlich dem neu­
en landtag. Der rBB, ihm sei wiederum 
Dank, hat das Baugeschehen bisher 
mitverfolgt, und ich bin überzeugt, wenn 
sich architekt, Finanzministerium und 
Baubetrieb nicht über treppengeländer 
streiten, sondern weiter so bauen, wie 
wir es jetzt gleich sehen werden, dann 
sind wir vor dem BEr fertig. Es ist näm­
lich ein Zeitrafferfilm. Anschließend folgt 
die Nationalhymne.



Zum abschluss der Festveranstaltung erklingt die Nationalhymne.
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